
Die schrillen Töne in der Inte-
grationsdebatte gefährden vie-
les, was gemeinsam aufgebaut
worden ist, sagt Klaus Bade,
Vorsitzender des Sachverständi-
genrats deutscher Stiftungen
für Integration und Migration.

ANTJE BERG

Deutschland wird bald mehr denn
je auf qualifizierte Zuwanderer ange-
wiesen sein. Man fragt sich, wie die
von Herrn Sarrazin losgetretene
Debatte mit ihren schrillen Tönen
auf potenzielle Interessenten wirkt.
KLAUS BADE: Sie wirkt in jedem
Fall abschreckend – auf Zuwande-
rungswillige und auf die hiesige Zu-
wanderungsbevölkerung, insbeson-
dere muslimischer Herkunft. Sie ge-
fährdet vieles, was wir gemeinsam
mit Erfolg aufgebaut haben. Ich
hoffe, dass das Zusammengehörig-
keitsgefühl unserer Gesellschaft sta-
bil genug ist, um diese demagogi-
schen Attacken auszuhalten.

Wie ist es zu erklären, dass nicht we-
nige Deutsche der Ansicht sind, hier-
zulande gebe es zu viele Ausländer?
BADE: Die Zahl der Ausländer
schrumpft seit Jahren und die der
deutschen Staatsbürger mit Migrati-
onshintergrund wächst. 40 Prozent
der hier lebenden Muslime sind
Deutsche. Zum einen wirken die po-
litischen Bedrohungsszenarien
nach, die in den 70er bis 90er Jahren
bei Wahlen stets neu aufgelegt wor-
den sind. Zuwanderung wurde dar-
gestellt als Gefahr von außen und
Belastung im Inneren. Zum ande-
ren haben sich fremdenfeindliche,
wirklichkeitsfremde Vorstellungen
gegenüber Muslimen und dem Is-
lam zugespitzt, vor allem nach dem
11. September 2001.

Warum wirklichkeitsfremd?
BADE: Es gibt die unsinnige Vorstel-
lung, dass Integrationsprobleme im
Berliner Stadtteil Neukölln übertrag-
bar sind auf die ganze Republik
nach dem Motto: Neukölln ist Ber-
lin und Berlin ist Deutschland. Er-
folgreiche Integration bleibt immer
unauffällig, und die auffälligen Aus-
nahmen gescheiterter Integration
bestätigen nur die Regel der zu-
meist durchaus erfolgreichen Integ-
ration, auch im europäischen Ver-
gleich.

Trotzdem findet Sarrazin Zuspruch
aus der Bevölkerung, wobei viel un-
terschwellige Aggression mit im
Spiel ist. Nicht erst seit gestern lautet
das häufigste Schimpfwort unter Ju-
gendlichen „Dreckiger Muslim“.
BADE: Es gibt in Teilen der Bevölke-
rung eine latente Fremdenfeindlich-
keit, wie in anderen europäischen
Ländern auch, die wachgerufen wer-

den kann durch Äußerungen wie
die von Herrn Sarrazin. Interessant
ist: Fragt man die Menschen, ob sie
Probleme mit Türken haben, die sie
kennen, sagen sie: Nein, gar nicht.
Da gibt es nette Kollegen, Nachbarn
oder Freunde. Fragt man sie nach ih-
rer Meinung zum Islam, sagen sie:
Das kann eine Gefahr für Europa
werden. Hier brechen sich soziale
und kulturelle Grundängste Bahn.
Im Mittelstand grassiert eine Angst
vor sozialem Abstieg, die mit Feind-
bildern gekoppelt ist.

Dennoch gibt es bei einem Teil der
Einwanderer Probleme mit der Integ-
ration. Was wurde versäumt?
BADE: Die Einwanderer haben zu
spät ein echtes Einwanderungs-
bewusstsein ausgebildet. Aber wie
sollten sie auch; denn auf deutscher
Seite hat man jahrzehntelang ge-
leugnet, ein Einwanderungsland zu
sein. Das ist so, als ob ein Bademeis-
ter ein Schild vor sein Schwimmbad
stellt, auf dem steht: Dies ist keine
Badeanstalt. Dann darf er sich hin-
terher nicht wundern, dass die
Leute nur auf die Liegewiese gegan-
gen sind, statt im Wasser Schwim-
men zu lernen. Man wollte nur „so-
ziale Integration nur auf Zeit“, statt
den Einwanderern rechtzeitig zu sa-
gen: Wir geben euch fünf Jahre, um
Deutsch zu lernen und euch beruf-
lich weiterzubilden, damit ihr in Kri-
sen nicht sofort in die sozialen
Netze fallt. Wenn ihr dazu nicht be-
reit seid, müsst ihr zurückgehen.

Und die türkische Seite?
BADE: Sie hat sich in Teilen nicht
hinreichend von sich aus um den Er-
werb der Sprache, Eingliederung
und Aufstieg bemüht, obwohl es für
sie genügend gute Vorbilder gab.

Wie lässt sich die Akzeptanz von Zu-
wanderung erhöhen?
BADE: Politik darf sich nicht weiter
vor dem Wähler fürchten, und sie
muss wissen: Alles was unübersicht-
lich ist, schafft Angst. Wir brauchen
Klarheit, Transparenz und Konse-
quenz. Es gilt, das Eigeninteresse an
Zuwanderung darzustellen und ein
für alle durchschaubares Steue-
rungssystem zu schaffen, ein flexi-
bles und unbürokratisches Punkte-
system etwa, das sich nach dem Ar-
beitsmarkt ausrichtet. Wenn den
Bürgern das gut vermittelt wird, wer-
den ihre Ängste schwinden.

KEINE ZUKUNFT OHNE ZUWANDERUNG Die deutsche Wirtschaft braucht
qualifizierte Arbeitskräfte aus dem Ausland. Wir skizzieren die Gründe
und fragen, welche Außenwirkung die Sarrazin-Diskussion hat.

Abschreckende
Debatte
Experte fordert transparentes Punktesystem

Nirgendwo auf der Welt
sind in den vergangenen
30 Jahren, gemessen an
der Gesamtbevölkerung,
so viele Einwanderer aufge-
nommen worden wie in
Kanada. 20 Prozent der
Einwohner sind heute auch
Einwanderer. Sie sind gern
gesehen und bringen sich
in hohem Maß ins soziale
und politische Leben ein.

Nicht nur in Europa gilt
das Punktesystem, mit dem

das Land die Zuwanderung
von Fachkräften steuert, als
vorbildlich. Gesellschaftli-
cher Konsens ist, dass die
Eigeninteressen des Landes
im Vordergrund stehen. Die
Zuwanderungskriterien sind
für jeden einsehbar.

Menschen mit Berufen,
die in Kanada gefragt und
in einer Liste zusammenge-
stellt sind (derzeit zählen
dazu 29 Berufe, darunter
beispielsweise Architekten,

Installateure, Kranken-
schwestern und Sozial-
arbeiter) können im höchs-
ten Fall 100 Punkte errei-
chen: Bewertet werden der
aktuelle Bildungsstand
(maximal 25 Punkte),
Sprachkenntnisse (24),
Berufserfahrung (21), Alter
(10 Punkte, wenn man zwi-
schen 21 und 49 Jahren
ist), ein verbindliches Ar-
beitsangebot eines kanadi-
schen Arbeitgebers (10)
und die Anpassungsfähig-

keit (10). Für Letzteres er-
hält man beispielsweise
Punkte, wenn der Partner
eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung nachweisen
kann oder man bereits ein-
mal für mindestens ein Jahr
in Kanada gearbeitet hat.

Je nach Lage auf dem Ar-
beitsmarkt wird eine Min-
destpunktzahl festgelegt,
die ein Einwanderungswilli-
ger erreichen muss, derzeit
sind das 67 Punkte. Außer-

dem sollte ein Interessent
belegen können, dass er
sich für eine bestimmte
Zeit aus eigenen Mitteln
versorgen kann.

Zwei Stufen gibt es bei
der Einwanderung. Zu-
nächst erteilt Kanada eine
unbefristete Aufenthalts-
und Arbeitsgenehmigung,
bereits nach drei Jahren
kann dann ein Einbürge-
rungsantrag gestellt
werden.                 be 

Klaus Bade:
Neukölln
ist nicht
Deutschland.

THEMA DES TAGES

Die Experten sind sich einig:
Gut ausgebildete Zuwanderer
werden Deutschlands Wohl-
stand mehren. Das Problem:
Die Politik tut nichts, um Fach-
kräfte anzulocken. Sie schiebt
das Thema auf die lange Bank.

HELMUT SCHNEIDER

Der Ausblick ist nicht sehr verlo-
ckend. „Ohne demografische Hilfe
von außen schrumpfen wir auf mitt-
lere Sicht auf ein Häuflein von Al-
ten, kaum aufgemischt von einer
türkischstämmigen Minderheit, die
sich nach ein, zwei Generationen
dem niedrigen Geburtenniveau ih-
rer Umwelt nähert. Das Durch-
schnittsalter in Deutschland würde
bis 2050 Richtung 60 Jahre steigen,
über 15 Prozent der Bürger wären
über 80 und von diesen ein Drittel
dement.“ Der das feststellt, ist Rei-
ner Klingholz, Direktor des Berlin-
Institus für Bevölkerung und Ent-
wicklung. Für ihn ist klar: Ohne Zu-
wanderung wird Deutschland
schon bald wirtschaftlich keine nen-
nenswerte Rolle mehr spielen.

Während Migration bisher vor-
wiegend politisch diskutiert wurde,
gerät jetzt auch zusehends der öko-
nomische Aspekt in den Blick. Un-
ternehmensverbände verweisen be-
sorgt auf die Mangelerscheinun-
gen. Zehntausende Ingenieure und
Informationstechniker fehlen be-
reits, in zehn Jahren werden allein
in Baden-Württemberg 370 000
Facharbeiter gesucht werden, die
Hälfte davon Akademiker. Die Ex-
perten sind sich einig wie selten:
Ohne Zuwanderung lässt sich diese
Lücke nicht schließen.

Warum tun sich Politik und Ge-
sellschaft so schwer, auf gesicherte
Trends zu reagieren? „Langfristthe-
men gehören nicht zu den Lieblings-
themen der Tagespolitik“, sagt
Klingholz gegenüber der SÜDWEST
PRESSE und führt als Beispiele
Klima und Renten an: „Menschen
neigen dazu, kurzfristig zu planen.“

Der Krise scheint die Wirtschaft
gerade entkommen, da tut sich ihr
ein Langfristproblem auf, das der
Volkswirtschaft schon heute einen
jährlichen Schaden von 20 Milliar-
den Euro beschert – auch weil jeder
qualifizierte Arbeitsplatz, der über
Zuwanderung besetzt wird, weitere
Stellen schafft. Von hochqualifizier-
ten Fachkräften profitieren dem-
nach nicht nur die jeweiligen Fir-
men. Die gesamte Volkswirtschaft
hat einen Nutzen davon. Darauf ver-
weist etwa Michael Hüther, Chef
des Instituts der Deutschen Wirt-
schaft. Er fordert, dass möglichst
rasch eine Regelung gefunden wird,
die aus ökonomischen Motiven qua-
lifizierte Arbeitskräfte systematisch
anwirbt.

Wie so etwas geht, machen an-
dere Länder längst vor – etwa Ka-
nada. In anderen Industrienationen
wird nach Kräften um die besten
Köpfe gebuhlt, weil dort keine Ideo-
logie die Erkenntnis verstellt, dass
Ausländer in dem Maße auch den
Wohlstand der Einheimischen meh-
ren, je besser ausgebildet sie sind.
Dies ist ein zentrales Ergebnis der
Forschung, auf die etwa Klaus Zim-
mermann, Direktor des Instituts
zur Zukunft der Arbeit (IZA), hin-
weist. Hochqualifizierte Akademi-
ker sind „mobile Arbeitskräfte“, die
Wissen verbreiten und die globalen
Arbeitsmärkte flexibler machen. Da-
von ist ausgerechnet die Industrie-

und Exportnation Deutschland
noch weit entfernt.

Den Unternehmen bereitet das
erhebliche Probleme. Nach einer
Umfrage des Deutschen Industrie-
und Handelskammertags (DIHK)
unter 1600 Firmen haben derzeit 70
Prozent Schwierigkeiten, offene
Stellen zu besetzen. Bei weiter anzie-
hender Konjunktur wüchse sich das
zu einem echten Wachstumshemm-
nis aus, warnt DIHK-Präsident Wer-
ner Hans-Heinrich Driftmann.

Die Politik reagiert darauf defen-
siv. Man habe nicht vor, das Zuwan-
derungsrecht zu ändern, sagte Bun-
desinnenminister Thomas de Mai-

zière (CDU) bei der Vorstellung des
DIHK-Berichts. Er verweist darauf,
dass das Mindesteinkommen, ab
dem ein ausländischer Top-Mitar-
beiter im Land bleiben darf, bereits
gesenkt wurde – auf 66 000 Euro.
Wie sich zeigt, ist das eine wirklich-
keitsfremde Hürde, denn dieses Kri-
terium erfüllten bisher nur
1700 Ausländer.

Das erinnert fatal an die erste Ini-
tiative im Wettbewerb um das glo-
bale High-Tech-Personal vor zehn
Jahren. Der damalige SPD-Kanzler
Gerhard Schröder führte 2000 die
Green-Card ein – in der Hoffnung,
indische und andere Computer-Ex-
perten würden massenhaft kom-
men. Ein Irrtum: Nur knapp 18 000
wählten in den folgenden fünf Jah-
ren Deutschland als Land ihrer be-
ruflichen Zukunft. Dem drohenden
Engpass ist so nicht beizukommen.

Selbst ein paar Zehntausend „der
dringend benötigten ausländischen
Fachkräfte werden keine wirkliche
Entlastung bringen“, sagt Bevölke-
rungsexperte Klingholz. Dies gelte
auch, wenn von nächstem Jahr an
alle Arbeitnehmer aus den neuen
osteuropäischen EU-Ländern unge-
hindert in Deutschland arbeiten
können. „Durch den Aufschwung
dort, etwa in Polen, werden die
Fachkräfte vor Ort gebraucht.“ Für
die besonders guten Leute seien die
Verdienstmöglichkeiten im eigenen
Land „eher besser“.

Der Berliner Forscher geht davon
aus, dass sich der internationale
Wettbewerb um gute und beste Mit-
arbeiter enorm verschärfen wird.
Weil die aber unter den Arbeitslo-
sen in Deutschland kaum zu finden
sind, kann für ihn der altbekannte
Ruf nach besserer Qualifikation der
Einheimischen nicht verfangen.

Klingholz plädiert ebenso wie Ar-
beitsforscher Zimmermann dafür,
die Hürden für die Zuwanderung
qualifizierter Ausländer zu senken
und sich dabei an einem Punktesys-
tem zu orientieren. Gleichzeitig soll-
ten ausländische Bildungs- und Be-
rufsabschlüsse leichter anerkannt
werden, aber auch den Familienan-
gehörigen der umworbenen Klien-
tel eine dauerhafte Perspektive er-
öffnet werden. Das zählt mit zu je-
ner „Willkommenskultur“, an der
es auch für Innenminister de Ma-
zière noch heftig hapert.

Langfristig droht noch größeres
Ungemach; dann nämlich, wenn
der demografische Trend auch
China, Indien oder Brasilien erfas-
sen wird. Sie werden dann selbst
ausländische Spitzenleute suchen –
„und für das gute alte Europa bleibt
nichts mehr übrig“.

Mit der Debatte um Thilo Sarra-
zin rückt das Thema Zuwan-
derung wieder auf die Tages-
ordnung. Die Parteipositionen
sind höchst unterschiedlich.

GUNTHER HARTWIG

Zwar bezeichnen Union und FDP
die Zuwanderungs- und Integrati-
onspolitik in ihrem Koalitionsver-
trag als „Schlüsselaufgabe für
Deutschland“. Doch geschehen ist
seit Amtsantritt der schwarz-gelben
Bundesregierung vor bald einem
Jahr nicht allzu viel, wie Ex-Bundes-
tagspräsidentin Rita Süssmuth
(CDU) jüngst beklagte: „Die Bundes-
regierung ist viel zu langsam und
setzt nicht das um, was wir schon
wissen.“

Nun beeilt sich Innenminister
Thomas de Maizière (CDU), den ers-
ten Integrationsgipfel unter seiner
Federführung noch in diesem Jahr
anzukündigen. Zudem will die Ko-
alition Ernst machen mit ihrer Zu-
sage aus dem Regierungspro-
gramm. Darin heißt es, eine „syste-
matisch an den Bedürfnissen des
deutschen Arbeitsmarktes“ auszu-
richtende Steuerung der Zuwande-
rung qualifizierter Arbeitskräfte
solle befördert, der Zugang für aus-
ländische Studierende, Künstler,
Sportler und Saisonarbeitskräfte er-

leichtert werden. Ähnlich hatte sich
jüngst auch Baden-Württembergs
Ministerpräsident Stefan Mappus
(CDU) geäußert. Jedenfalls wird
auch in der Union nicht länger be-
stritten, dass die Bundesrepublik
schon allein aus demografischen
Gründen in den nächsten Jahren Zu-
wanderung braucht.

Die SPD will nach ihrem Konzept
(„Steuerung, Integration, innerer
Friede“) zunächst nur „höchstquali-
fizierte Arbeitskräfte“ aus dem Aus-
land anwerben, und zwar nach ei-
nem Punktesystem. Auch die Grü-
nen plädieren für ein solches Sys-
tem, wie es in Kanada und Öster-
reich seit Jahren erfolgreich prakti-
ziert wird. Kriterien sind hier Alter,
Berufsausbildung, Sprachfähigkeit.

Die Linkspartei richtet das Augen-
merk zunächst auf die speziellen
Probleme in Ostdeutschland. Hier
gebe es eine „politisch gewollte Ab-
wanderung“ junger Menschen, be-
klagt die Partei-Vorsitzende Gesine
Lötzsch. Die Tatsache, dass viele gut
ausgebildete Schulabgänger aus
den neuen Ländern nach Süd-
deutschland gegangen seien, habe
dort die Verhältnisse auf dem Ar-
beitsmarkt begünstigt. Daher
müsse, bevor man über Zuwande-
rung ausländischer Arbeitskräfte
nachdenke, erst einmal der Abwan-
derungsprozess aus dem Osten ge-
stoppt werden.

Das große Vorbild Kanada

Werben um die besten Köpfe
Wirtschaft ruft nach Einwanderern – Noch fehlt eine „Willkommenskultur“

Parteien uneins
SPD und Linke als Bremser

In Kanada ein gesuchter
Beruf: Kinderkranken-
schwester.    Foto: Keystone

Junge Zuwanderer: Hier der Ausschnitt eines Plakats, noch von der CDU/FDP-Regierung in NRW entworfen, das für mehr Einbürgerung wirbt.  Foto: dapd

Jährlicher
Schaden von
20 Milliarden Euro
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